
Betr.: 

GENERALSEKRETARIAT 

Wien, am 12. Mai 2015 
BK 311115 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die Organisation, 
Aufgaben und Befugnisse des polizeilichen Staatsschutzes (Polizeiliches 
Staatsschutzgesetz - PStSG) erlassen und das Sicherheitspolizeigesetz geändert 
wird; Begutachtung 

Das Generalsekretariat der Österreichischen Bischofskonferenz erlaubt sich, zu oben 
genanntem Gesetzesentwurf, 340/0001-III/1/2015, innerhalb offener Frist 
folgende Stellungnahme abzugeben: 

Das Generalsekretariat hat Verständnis für komplexen Herausforderungen, die der 
Staatsschutz vor allem im seiner aktuellen Neustrukturierung zu bewältigen hat. 
Definition der Aufgaben auf Gebiet des polizeilichen Staatsschutzes kommt dabei 
zentrale Bedeutung zu. diesem Zusammenhang feiHt auf, dass "religiös motivierte" Gewalt 
als besondere und aus diesem besonders hervorgehoben 

ist nach Ansicht des Generalsekretariates allerdings stark zu bezweifeln, dass die 
;u!..!=~,,----!=~~:::::"":~~,-!:, als für die 

~~~~!.E!!:~~~:!.!..!!!!:::!"':;!.!!!!!! anzusehen sein wird. Der Begriff sollte deshalb jedenfalls 
dort wegfallen, wo er aus legistischen Gründen nicht notwendig ist, das ist jedenfalls in der 
demonstrativen Aufzählung unter § 6 Abs. 1 Z. 1 des Entwurfes der Fall. Sollte an der 
Bezeichnung "religiös motivierte Gewalt" festgehalten werden, so wird angeregt, diese 
aufgrund der angefühlien Bedenken religiös motivielie Gewalt" 
zu ersetzen. 

Darüber hinaus soll ein verfassungs gefährdender Angriff, wie unter § 6 Abs. 2 2 des 
Entwurfes vorgesehen, nur dann vorliegen, wenn die Verwirklichung der dort angeführten 
Straftatbestände "weltanschaulich oder religiös motiviert" ist. Nach Ansicht des 
Generalsekretariates ist das 

es sollte aus 
verbundenen, oben dargestellten Problematik und 
entfallen. 

1 VgI z.B. die explizite Hervorhebung religiös motivierter Gewalt in § 6 Abs. 1 Z. 1 des Entwurfes, obwohl 
dieses Motiv, wie andere auch, von der Norm ohnehin mitumfasst wird. 
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§ 3 

Wortlautes könnte davon ausgegangen werden, dass anerkw.J1te und 
Religionsgesellschaften vollumfanglich unter die dort normierte Auskunftsverpflichtung 
fallen sollen. Dazu erlaubt sich das Generalsekretariat wie folgt anzumerken: 

gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften genießen, wie dies in der 
österreichischen Rechtsordnung vielfach ist (vgl. II des Konkordats 
zwischen Stuhl und samt II 
211934; § 1 Abs. 2 1. des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1 über äußere Rechtsverhältnisse 
Evangelischen 18211961; § 2 des Bundesgesetzes vom 23. Juni 1967 über 
äußere Rechtsverhältnisse 
22911967), die ~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 

Religionsgesellschaften, so 
Angelegenheiten. (( 

Das Generalsekretariat der Österreichischen Bischofskonferenz ersucht dringend um 
Berücksichtigung dieser Stellungnahme. 

2 Vgl. zur "öffentlich-rechtlichen Stellung" anerkannter Kirchen und Religionsgesellschaften Kalb, Patz, 
Schinkele, Religionsrecht, 2003, S 71 ff. 
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